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BBG Bundesbeamtengesetz 
Bd. Band 
BDH Bundesdisziplinarhof 
BDSG Bundesdatenschutzgesetz 
BfH Beauftragter  für den Haushalt 
BGB Bürgerliches Gesetzbuch 
BGH Bundesgerichtshof 
BMI Bundesminister des Inneren 
BRRG Beamtenrechtsrahmengesetz 
BT-Drucks. Drucksache des Deutschen Bundestags 
BVerfG Bundesverfassungsgericht 
BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 
BVerfGG Bundesverfassungsgerichtsgesetz 
BVerwG Bundesverwaltungsgericht 
BVerwGE Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts 
BWVPr Βaden-Württembergische Verwaltungspraxis 
DBW Die Betriebswirtschaft 
ders. derselbe 
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dies. dieselben 
Diss. Dissertation 
DÖD Der öffentliche  Dienst 
DöH Der öffentliche  Haushalt 
DÖV Die öffentliche  Verwaltung 
DSRegV Datenschutzregisterverordnung 
DSWR Datenverarbeitung, Steuer, Wirtschaft  und Recht 
DVBl. Deutsches Verwaltungsblatt 
EDV elektronische Datenverarbeitung 
GAB1.BW Gemeinsames Amtsblatt Baden-Württemberg 
GG Grundgesetz 
GMBl. Gemeinsames Ministerialblatt 
HaR Haushaltsaufstellungsrichtlinien 
HGrG Haushaltsgrundsätzegesetz 
HvR Haushaltsvollzugsrichtlinien 
JA Juristische Arbeitsblätter 
JZ Juristenzeitung 
KAV Kommission für den Abbau von Staatsaufgaben und für 

Verwaltungsvereinfachung 
KGSt. Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung 
KKZ Kommunal-Kassen-Zeitschrift 
m. E. meines Erachtens 
m. w. Nw. mit weiteren Nachweisen 
MAB1. Ministerialamtsblatt der bayerischen inneren Verwaltung 
MIFRIFI mittelfristige Finanzplanung 
MittKGSt. Mitteilungen der KGSt. 
NJW Neue Juristische Wochenschrift 
Nr. Nummer 
NZA Neue Zeitschrift  für Arbeits- und Sozialrecht 
ÖVD / Online Öffentliche  Verwaltung und Datenverarbeitung 
OLG Oberlandesgericht 
OVG Oberverwaltungsgericht 
RiA Recht im Amt 
Rn. Randnummer 
Sp. Spalte 
StabG Stabilitätsgesetz 
u. U. unter Umständen 
VerwArch Verwaltungsarchiv 
vgl. vergleiche 
VG Verwaltungsgericht 
VOP Verwaltungsführung,  Organisation und Personal 
VVDStRL Veröffentlichungen  der Vereinigung der Deutschen Staats-

rechtslehrer 
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung 
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 
ζ. B. zum Beispiel 

2* 
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ZBR Zeitschrift  für Beamtenrecht 
ZRP Zeitschrift  für Rechtspolitik 
Zif. Ziffer 
ZögU Zeitschrift  für öffentliche  und gemeinwirtschaftliche Unternehmen 



Einleitung 

Kontrolle ist ein im Zusammenhang mit der öffentlichen  Verwaltung vielge-
brauchter Begriff.  Sie wird vor allem thematisiert als Kontrolle der Verwaltung 
durch die Rechtsprechung, durch das Parlament und — neuerdings verstärkt — 
durch die Rechnungshöfe l. Spärlicher ist die Behandlung der verwaltungsinternen 
Kontrolle. Unter diesem Stichwort werden dann regelmäßig vor allem das Wider-
spruchsverfahren  (§§ 68 ff.  VwGO) dargestellt und — meist schon erheblich 
knapper — die sog. nichtförmlichen Rechtsbehelfe, nämlich die Rechts- und 
Dienstaufsichtsbeschwerde, die Petition und die Gegenvorstellung2. Kaum Auf-
merksamkeit geschenkt wird den behördeninternen Kontrollen. Die juristische 
Literatur beschränkt sich in der Regel auf eine knappe Behandlung der Aufsicht, 
wobei der Akzent fast durchweg auch hier wieder auf der zwischenbehördlichen 
Aufsicht liegt3. Auch die Verwaltungslehre gibt meist nur knappe Darstellungen4. 
Dabei wird oft ausdrücklich oder stillschweigend davon ausgegangen, daß Kon-
trolle zwei Personen voraussetzt, einen Kontrolleur und einen Kontrollierten. 

Es bestehen erhebliche Zweifel, ob diese Gewichtung und Begriffsbildung  der 
Problematik, die der Kontrolle des Verwaltungshandelns innewohnt, gerecht 
wird. Die Konzentration auf die Kontrolle von außen, insbesondere auf die 
gerichtliche Kontrolle, führt  zu einer tendenziellen Gleichsetzung von Kontrolle 
mit Rechtskontrolle. Die Annahme, daß Kontrolle ein Zwei-Personen-Verhältnis 
voraussetze, trägt zum Negativimage der Kontrolle im Sinne einer Überwachung 
bei, schürt die Vorstellung, Kontrolle sei vor allem Ausdruck von Mißtrauen5. 
Eng damit zusammen hängt der Glaube, daß ein negatives Kontrollergebnis stets 
auf den Kontrollierten zurückfallen müsse, daß es einen „Schuldigen" gebe. Es 
wird zu zeigen sein, daß diese Vorstellungen der modernen Verwaltung nicht 
gerecht werden, in der zunehmend unmittelbar zur Erreichung vorgegebener 

1 Vgl. etwa zu diesen drei Bereichen Krebs,  Kontrolle. 
2 Vgl. etwa Wolff  /  Bachof,  Verwaltungsrecht ΙΠ, § 161. 
3 Vgl. Wolff/ Bachof,  Verwaltungsrecht II, § 77 II. 
4 Siehe dazu Püttner,  Verwaltungslehre, S. 351 bis 353; Τ hie me, Verwaltungslehre, 

Rn. 502 bis 509 (der lediglich die verwaltungsinterne  Kontrolle insgesamt behandelt); 
Schwebbach,  Kontrollen, Rn. 547 bis 563. 

5 Ein in einer Querschnittseinheit tätiger Verwaltungspraktiker meinte in einem Ge-
spräch (sinngemäß): „Kontrolle klingt so negativ. Man müßte ein anderes Wort dafür 
finden. Wir wollen den Ämtern ja helfen, sie unterstützen." Bei der Suche nach synony-
men Begriffen  wie Prüfung oder Überwachung mußte er aber feststellen, daß diese „auch 
nicht besser" sind. Man wird dem Problem eben nicht durch irgendeine „Neusprache" 
beikommen können, sondern nur durch einen Bewußtseinswandel in der Sache. 
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Zwecke gehandelt wird. Dabei werden oft Fehler gemacht, für die der Handelnde 
nicht ohne weiteres die „Schuld" trägt. Die Zweckmäßigkeit ist nur in den 
Grenzen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes rechtlich (und damit gerichtlich) 
„kontrollierbar", so daß aus dem verengten Blickwinkel der Rechtskontrolle die 
Verwaltung in immer größeren Bereichen unkontrolliert bleibt. Außerrechtliche 
Maßstäbe kann allerdings die parlamentarische oder die Rechnungshofkontrolle 
zugrunde legen. Die Wirksamkeit dieser Kontrollen wird aber durch die Kom-
plexität der heutigen Verwaltung eingeschränkt, die von außen schwer auch nur 
annähernd nachvollziehbar ist6. 

A l l diese Umstände drängen dazu, die verwaltungsinterne Kontrolle stärker 
ins Blickfeld wissenschaftlicher Betrachtung zu rücken: Sie ist grundsätzlich 
nicht auf die Frage der Rechtmäßigkeit beschränkt, sie ist nah an der Sache und 
kann daher Schwachstellen leichter erkennen als die externe Kontrolle. In Anbe-
tracht der begrenzten externen Kontrollmöglichkeiten muß die Frage gestellt 
werden, ob und inwieweit hier intern Ausgleich geschaffen  werden kann und 
muß7. Hierbei ist zu beachten, daß „die" Verwaltung kein monolithischer Block 
ist. Im meist dreistufigen Staatsaufbau bilden die einzelnen Behörden relativ 
selbständige Organisationsgebilde, die selbst wiederum eine oft komplexe innere 
Gliederung aufweisen. Sie sind meist so groß, daß der Behördenchef sie schon 
kaum mehr überblicken kann. Erst recht gilt dies aus Sicht einer übergeordneten 
Aufsichtsbehörde. Auch für diese stellt sich dann — ähnlich wie für die parlamen-
tarische oder die Rechnungshofkontrolle — das Problem mangelnden Einblicks8. 
Es kommt also entscheidend darauf an, daß auch innerhalb der Behörden, wo 
die konkreten Umstände am besten bekannt sind, eine ausreichende Kontrolle 
stattfindet. 

Die vorliegende Untersuchung wil l versuchen, den innerbehördlichen Bereich 
— soweit ersichtlich erstmals — hinsichtlich der Kontrolle näher auszuleuchten. 
Dabei erscheint es wichtig, den Bezug zur Verwaltungspraxis zu wahren. Zu 
diesem Zweck hat der Verfasser  zahlreiche Gespräche mit Praktikern einer Groß-
stadtverwaltung, eines Landratsamts, einer Regierung und eines Finanzamts ge-

6 Dazu H. Lange, Rolle der Verwaltung, S. 52 f. 
7 So schon Mayntz,  Kontrolle, S. 98 ff.;  auch der ehemalige Präsident des BRH 

Wittrock  meint, daß es primär darauf ankomme, „die Prüfungen innerhalb der verschiede-
nen Bereiche dezentral zu organisieren" und auch „die Instrumente der Selbstkontrolle 
und der Aufsichtsführung  bei den geprüften Institutionen immer wieder zu aktivieren. 
Damit reduziert sich das Problem der Lücke." (zit. nach Wirtschaftswoche, Heft 37/ 
1984, S. 53). 

8 Deutliches Indiz hierfür  ist die Praxis der Regierung, im Rahmen des Widerspruchs-
verfahrens  selbst keine Baugenehmigungen zu erlassen, sondern die untere Baubehörde 
entsprechend anzuweisen. Dies liegt nach Äußerungen von Regierungsmitarbeitern vor 
allem daran, daß sie sich zu einem sachgerechten Erlaß gar nicht fähig fühlen. Daraus 
läßt sich schließen, daß die Regierung von außen viele Fehler vor allem in Fragen der 
Zweckmäßigkeit mangels entsprechender Fachkenntnis und Anschauung „vor Ort" gar 
nicht erkennen kann. 



Einleitung 

führt 9. Diese können natürlich nicht den Anforderungen  an eine repräsentative 
empirische Erhebung genügen. Die Durchführung  gelenkter Interviews oder gar 
einer schriftlichen Befragung mit Fragebögen nach Bildung einer Stichprobe 
scheint aber beim derzeitigen Erkenntnisstand verfrüht.  Anliegen der Arbeit ist 
es, die überhaupt existierenden innerbehördlichen Kontrollen zu ermitteln und 
zu systematisieren. 

Hierfür  sind erhebliche theoretische Vorarbeiten erforderlich.  In einem ersten 
Teil  wird zu behandeln sein, was unter Kontrolle sinnvollerweise zu verstehen 
ist und welche Bedeutung der Kontrolle in der öffentlichen  Verwaltung zukommt. 
Weiter wird darzulegen sein, welche grundsätzlichen Unterteilungen der Kontrol-
le zweckmäßig erscheinen und welche Funktionen die Kontrolle im allgemeinen 
und bestimmte Kontrollarten im besonderen haben. Es ist auch ein Blick auf die 
Maßstäbe der Kontrolle zu werfen, um festzustellen, inwieweit sich bereits aus 
der Struktur der möglichen Maßstäbe unterschiedliche Anforderungen  an die 
Kontrolle ergeben. Schließlich ist näher auszuführen, warum die behördeninterne 
Kontrolle sich als eigenständiger Untersuchungsgegenstand anbietet und was im 
einzelnen hierunter zu fassen ist. 

In einem zweiten  Teil  sollen dann auf der Grundlage der allgemeinen Überle-
gungen die behördeninternen Kontrollen im einzelnen dargestellt werden. Soweit 
hier auf rechtliche Fragen einzugehen ist, wird grundsätzlich Bundes- und bayeri-
sches Landesrecht zugrundegelegt10, gelegentlich aber auch auf interessante Be-
sonderheiten in anderen Bundesländern hingewiesen. 

Wegen des umfassenden Ansatzes der Untersuchung dürfen keine detaillierten 
Vorschläge zur Durchführung  aller in Behörden anfallenden Kontrollen erwartet 
werden. Es geht vielmehr darum, einen Überblick über die bestehenden Möglich-
keiten zu schaffen  und Zusammenhänge zu verdeutlichen. Besonderer Wert wird 
dabei auf die Einbindung der Kontrolle in die Verwaltungstätigkeit insgesamt 
gelegt. Wem die Diskussionen über verstärkte Planung und über Führungskonzep-
te für die öffentliche  Verwaltung bekannt sind, den wird es nicht überraschen, 
wenn auch in Fragen der Kontrolle Patentrezepte nicht anzubieten sind. Aller 
Erfahrung  nach scheitert die Anwendung geschlossener Modelle an der Vielge-
staltigkeit der Verwaltungsaufgaben und daran, daß in der Verwaltung Menschen 
tätig werden, deren unterschiedliche Fähigkeiten und Bedürfnisse sich durch 
konsequente Anwendung theoretisch entworfener  Modelle nie optimal berück-
sichtigen lassen11. Jene Modelle haben ihre Berechtigung zur vereinfachenden 

9 In den Fußnoten werden zur Illustration gelegentlich markante Zitate aus diesen 
Gesprächen wiedergegeben, wobei die Urheber aus Gründen der teilweise ausdrücklich 
erbetenen Diskretion namentlich ungenannt bleiben müssen. 

1 0 Zur Methode, die Verwaltung in einem Bundesland zum Ausgangspunkt der Dar-
stellung zu machen und so größere Übersichtlichkeit und Griffigkeit  zu erreichen vgl. 
Lecheler,  Verwaltungslehre, S. 17 f. 

h Vgl. in diesem Zusammenhang den Hinweis Küblers  auf Untersuchungen, aus 
denen sich ergibt, „daß informelle Beziehungen besonders dort wuchern und vom Soll-


